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Bundesministerium für Umweltschutz

Herrn Minister Jürgen Trittin

11055 Berlin

Berlin, den 4. Dezember 2001   Go/RS

Seeunfalluntersuchungsgesetz

Sehr geehrter Herr Minister Trittin,

ich wende mich in Sachen Seeunfalluntersuchung an Sie, weil ich die Befürchtung habe, dass das Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen auch nach der Expertenanhörung im Bundestagsausschuss am 14.11. nicht gewillt ist, auf den Einwand nahezu aller Verbände und Fachleute und das einstimmige Votum des Bundesrates vom 1. Juni d.J. in dieser Angelegenheit zu hören.

Wegen europarechtlicher Verpflichtungen muss das seit 1986 geltende Seeunfalluntersuchungsgesetz an neue Standards internationaler Zusammenarbeit bei der Aufklärung von Seeunfällen weiterentwickelt werden. 

Das BMVBW will diese Änderungsnotwendigkeiten zum Anlass nehmen, ein im Kern seit 123 Jahren erfolgreich praktiziertes und an der Küste in breiter Akzeptanz stattfindendes Verfahren, abzuschaffen.

Statt bestehender öffentlicher Seeamtsverhandlungen, bei denen die Beteiligten weitreichende Rechte haben mit zu helfen, Seeunfälle möglichst lückenlos aufzuklären, soll es nun ein rein behördeninternes Verfahren geben, an die Flugunfalluntersuchung angelehnt. Dabei wird übersehen, dass die Schifffahrt und die Luftfahrt schon rein tatsächlich unterschiedliche Voraussetzungen haben: In der Schifffahrt gibt es meist Überlebende die befragt werden können, nahezu jedes Schiff stellt ein Unikat dar, das Black-Box-System wird sich erst in einigen Jahren nach und nach in der Schifffahrt durchsetzen. Dagegen gibt es bei Flugunfällen fast nie Überlebende, es gibt nur wenige standardisierte Flugzeugtypen weniger Hersteller und meist steht eine Black-Box zur Verfügung. 

An der Küste und bei vielen Verbänden (u.a. Schutzgemeinschaft Deutsche Nordesseküste und Greenpeace) herrscht die Sorge vor, dass das BMVBW durch die Ausschaltung der Öffentlichkeit den Bund aus der Verantwortung zu nehmen. Der Sachverständige Herr Hinz (Vorsitzender des Seeamtes Kiels) hat in seiner schriftlichen Stellungnahme dazu einige Beispiele gegeben.

Wegen der vielen anderen fachlichen Argumente, die gegen den vom BMVBW eingeschlagenen Weg sprechen, verweise ich auf die Ausschussdrucksachen mit den Stellungnahmen der Sachverständigen, die ich Ihnen gerne zur Verfügung stellen kann.

Besonders wichtig erscheinen mir die folgenden Punkte:

1. Das bisherige Seeamtsverfahren hatte eine stark befriedende Funktion. Es gibt so gut wie keine daran anschließenden Straf- oder Zivilprozesse. Die Öffentlichkeit hat großes Vertrauen in die lückenlose Aufklärung von Schiffsunfällen, da das Verfahren öffentlich stattfindet. Die Bundesregierung möchte die Öffentlichkeit künftig ausschließen und misst der befriedenden Funktion keine besondere Bedeutung bei.

2. Nach den Plänen der Bundesregierung werden die Seeämter künftig nur noch ca. 10% der bisherigen Fälle zu verhandeln haben, damit lassen sich haushaltstechnisch aber auf Dauer keine 5 Seeämter rechtfertigen und aufrechterhalten. Die Seeämter sollen mittelfristig abgeschaffte werden. Sie können sicher sein, dass das Seeamt Emden zuerst auf der Streichliste stehen wird, da es vor allem Seeunfälle im Ausland mit deutscher Beteiligung ermittelt, die künftig von einer neuen Bundesstelle erforscht werden sollen.

Der Bundesrat hat in seinem Beschluss vom 1. Juni d.J. die Bundesregierung einstimmig aufgefordert, das Seeamtsverfahren im Grundsatz zu erhalten und die Öffentlichkeit sicher zu stellen. 

Die Küstenländer haben am 22.11. erneut eine gemeinsame Empfehlung abgegeben, wie das bestehende SeeUG geändert werden könnte, um einerseits den internationalen Verpflichtungen nachzukommen und anderseits das bestehende Verfahren beizubehalten.

Die FDP-Bundestagsfraktion hat wegen der Beratungsresistenz des BMVBW einen Alternativentwurf in den Bundestag eingebracht (Drs. 14/6892), in dem das bisherige Verfahren erhalten bleibt und nur den neuen Erfordernissen angepasst wird. 

Uns geht es aber um die Sache und nicht darum, dass ein FDP-Gesetzentwurf verabschiedet wird. Deshalb sind wir selbstverständlich bereit, an einer gemeinsamen Lösung mitzuarbeiten! 

Noch halte ich eine sachgerechte Lösung für möglich. Die Landesverbände des SPD sind dabei den Druck auf die Abgeordneten ihrer Länder zu erhöhen. Leider sind von den Grünen bislang keinerlei Signale in dieser Richtung zu hören. Ich hoffe, dass Sie als Bundesminister und Abgeordneter aus Niedersachsen vielleicht Ihre Einflussmöglichkeiten nutzen können, vielleicht mitzuhelfen, Ihre Kolleginnen im Verkehrsausschuss zu überzeugen. Mit Interesse habe ich beispielsweise die Pressemitteilung der Fraktion von Bü90/Grüne vom 01.11.2000 gelesen, in der Frau Eichstädt-Bohlig fordert, dass die Öffentlichkeit der Seeunfalluntersuchungen nicht abgeschafft werden dürfe. Leider war Frau Eichstädt-Bohlig bei der Anhörung nicht anwesend, in der diese Forderung von vielen Sachverständigen gestützt wurde. 

Ich bitte Sie, sich dieser Sache anzunehmen.

Im besonderen Interesse der Menschen an der niedersächsischen Küste hoffe ich, dass Sie erfolgreich sein werden. Ich bitte um Verständnis, dass ich diesen Brief den interessierten Fachverbänden zur Verfügung stellen werde.

Mit freundlichen Grüßen und besten Wünschen für Ihre Arbeit

Ihr

Michael Goldmann
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